
1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.1
Hinweise/ Stellungnahmen Agentur für Arbeite Erfurt

ohne Antwort

1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.2a
Hinweise/ Stellungnahmen Agrargenossenschaft Ilmtal eG Niedertrebra

S 1/3



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.2a
Hinweise/ Stellungnahmen Agrargenossenschaft Ilmtal eG Niedertrebra

S 2/3



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.2a
Hinweise/ Stellungnahmen Agrargenossenschaft Ilmtal eG Niedertrebra

S 3/3

wird nicht berücksichtigt

Erhaltung der Wegeführung zur Minimalisierung eds einggriffes in die Agrartruktur

wird nicht berücksichtigt
Flächenbedarf kann angrenzend an bestehendes Grundstück Viega nicht gedeckt werden
keine weiter Entwicklungsmöglichkeit gegeben.

wird nicht berücksichtig
Die Erweiterung der Flächen erfolgt nach Bedarf, die Schonung des Agrarraumes wird solange wie möglich 
aufrecht erhalten

Minimierung der Flächeninanspruchnahme, keine Alternative zum Entzug Agragflächen, Vorrang Wohnbauentw



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.2b
Hinweise/ Stellungnahmen Agrargenossenschaft Ilmtal eG Niedertrebra

S 1/1

wird nicht berücksichtigt

wird berücksichtigt
Die vorgeschriebenen Grenzabstände sind in der Ausführung der Maßnahmen stets einzuhalten.

Einschränkungen bei Bewirtschaftungen durch Einhaltung des grenzabstandes verhindert.

Pflege und Unterhaltung der Anpflanzungen gemäß Maßnahme ist im Umweltberichtbericht festgelegt.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.3
Hinweise/ Stellungnahmen Amt für Landentwicklung und Flurbeuordnung Gotha

S 1/1

ohne Antwort



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.4
Hinweise/ Stellungnahmen Apoldaer Wasser GmbH

S 1/1

Hinweise für Planverfahren

allgemeine Hinweise: 
Erweiterung der Trinkwasseranlage für Wohngebiet technisch möglich
Erweiterung Trinkwasseranlage für Gewerbegebiet muss genauer Bedarf ermittelt werden, 
eventuell muss Einspeisung erweitert werden

Löschwasserversorgung ist im Erschließungsverfahren zu dimensionieren

Erweiterung der Abwasseranlage für Wohngebiet technisch möglich
Erweiterung Abwasseranlage für Gewerbegebiet je nach Lage der Fläche
Regenwasser ist auf dem Grundstück zu versickern bzw. in Vorfluter zu leiten
Entwässerung im Trennsystem
Erweiterung des Abwasserpumpwerkes und
 Kapazitätserweiterung der vorh. Kläranlage Bad Sulza notwendig



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.5
Hinweise/ Stellungnahmen DB Netz AG

S 1/1

ohne Hinweise für das Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.6
Hinweise/ Stellungnahmen Deutsche Telekom

S 1/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.6
Hinweise/ Stellungnahmen Deutsche Telekom

S 2/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.6
Hinweise/ Stellungnahmen Deutsche Telekom

S 3/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.6
Hinweise/ Stellungnahmen Deutsche Telekom

S 4/8

wird berücksichtigt
wird im Erschließungverfahren berücksichtigt
wird berücksichtigt
wird im Erschließungverfahren berücksichtigt
wird berücksichtigt
wird im Erschließungverfahren berücksichtigt



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.6
Hinweise/ Stellungnahmen Deutsche Telekom

S 5/8

wird berücksichtigt
wird im Erschließungverfahren berücksichtigt

wird berücksichtigt
wird im Erschließungverfahren berücksichtigt
wird berücksichtigt
Die Verkekehrswege werden festgesetzt.
wird berücksichtigt
wird im Erschließungverfahren berücksichtigt



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.6
Hinweise/ Stellungnahmen Deutsche Telekom

S 6/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.6
Hinweise/ Stellungnahmen Deutsche Telekom

S 7/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.6
Hinweise/ Stellungnahmen Deutsche Telekom

S 8/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.7
Hinweise/ Stellungnahmen Evangelisch-lutherische Kirchgemeinde Bad Sulza

ohne Antwort

1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.8
Hinweise/ Stellungnahmen Handwerkskammer Erfurt

ohne Antwort



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.9
Hinweise/ Stellungnahmen IHK Erfurt

S.1/1

ohne Hinweise zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.10
Hinweise/ Stellungnahmen Landesamt für Vermessung und Geoinformation Erfurt

S.1/2



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.10
Hinweise/ Stellungnahmen Landesamt für Vermessung und Geoinformation Erfurt

S.2/2

wird berücksichtig

wird nicht berücksichtigt

ohne Hinweis zum Planverfahren

Es wird die automatisierte Liegenschaftskarte verwendet. Prüfung und Bestätigung erfolgt durch 
Katastervermerk auf Planzeichnung durch Landesamt für Vermessung.

Die bestehenden Grundstücksgrenzen werden so weit als möglich zurr Begrenzung des Plangebietes 
herangezogen. 



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.11
Hinweise/ Stellungnahmen Landespolizei Thüringen, Polizeiinspektion Apolda

ohne Antwort



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S1/20



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S2/20

wird nicht berücksichtigt
kurzfristiger Bedarf der Flächen für Gewerbe und Wohnen. Flächennutzungsplanverfahren zu langwierig.

wird berücksichtigt
Die Argumente werden  ergänzt

wird berücksichtigt
Eine Baulückenkarte  der Gemeinde großheringen wird erstellt und der Begründung beigefügt.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 3/20

wird berücksichtigt
Der Rechtschreibfehler wird korrigiert, der Absatz textlich angepasst.
wird berücksichtigt
In der Begründung wird das Grundstück 534 gesondert betrachtet

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt
Eine Auflistung aller im Planbereich liegender Grundstücke wird in die Begründung aufgenommen.

Das Grundstück 534 ist durch seine historische Nutzung als landwirtschaftliche, bäuerliche Fläche als 
„Hühnerfarm“ bekannt, und soll als solche landwirtschaftliche, bäuerliche Fläche uneingeschränkt erhalten 
bleiben. 

Der Geltungsbereich den Plangebietes wird überarbeitet. Das Teilgebiet WA 1.5 wird rausgenommen, da die 
Bestandsbebauung im Außenbereich Bestandsschutz hat und die Erschließung über die Camburger Straße 
erfolgt.

wird berücksichtigt
Im allgemeinen Wohngebiet werden (nach §4 BauNVO) zugelassen: Wohngebäude, der Versorgung des 
gebeites dienende Läden sowie nicht störende Handwerksbetriebe. Ausnahmsweise werden zugelassen: 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für 
Verwaltung und Gartenbaubetiebe. Nicht genannte Nutzungen werden  sind nicht zugelassen, da das 
typischerweise damit verbundene Verkehrsaufkommen die Möglichkeiten des geplanten Wohngebietes 
übersteigen würde damit vermeidbare Konflikte entstünden. Der Charakter eines allgemeinen 
Wohngebietes ist mit den Festlegungen gegeben.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 4/20

wird berücksichtigt
Es werden maximal 2 Vollgeschosse für zulässig festgesetzt.
Damit ist die Übereinstimmung mit dem Schallschutzgutachten gegeben.

wird nicht berücksichtig

wird berücksichtig

wird berücksichtigt

Pkt. 2.3 der textl. Festsetzung: Die Höhen der baulichen Anlagen im Industriegebiet werden mit der maximalen  
Höhe der baulichen Anlagen angegeben. Die maximale Traufhöhe, als Schnittpunkte Außenkante Fassade/ 
Oberkante Dachhaut, (Satteldach) bzw. die maximale Attikahöhe (Flachdach) der baulichen Anlagen wird mit 
16 m festgeschrieben. Der untere Bezugspunkt ist die Oberkante des anstehenden Geländes, welche durch 
lineare Interpolation aus benachbarten, in der Planzeichnung vorhandenen Höhenangaben über Normalnull zu 
ermitteln ist. Der Bezugspunkte ist in der Mitte des geplanten Gebäudes.

Um eine maximal mögliche Freiheit der Gestaltung zu gewährleisten ist eine beschränkende Gliederung der 
Maß der baulichen Nutzung nicht sinnvoll

Das WA 1.5 wird aus dem plangebiet ausgenommen. Damit gibt es keine Überschreitung der Obergrenze nicht 
mehr gegeben.

Die Festsetzung der Höhen der baulichen Anlagen im Wohngebiet und im Industriegebiet werden korrigiert 
bzw. konkretisiert.
Pkt. 2.2 der textl. Festsetzung: Die Höhen der baulichen Anlagen im Wohngebiet werden mit der Traufhöhe 
bzw.    Attikahöhe angegeben. Die maximale Traufhöhe, als Schnittpunkte Außenkante Fassade/ Oberkante 
Dachhaut, (Satteldach) bzw. die maximale Attikahöhe (Flachdach) der baulichen Anlagen wird mit 8 m 
festgeschrieben. Der untere Bezugspunkt ist die Oberkante des anstehenden Geländes, welche durch lineare 
Interpolation aus benachbarten, in der Planzeichnung vorhandenen, Höhenangaben über Normalnull zu 
ermitteln ist. Der Bezugspunkte ist in der Mitte des geplanten Gebäudes. Es sind maximal 2 Vollgeschosse 
zulässig.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 5/20

wird berücksichtigt:

wird berücksichtigt
Die Abgrenzungen innerhalb des GI werden als Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen festgesetzt.

wird------

wird berücksichtigt
Mülltonnensammelplätze werden an den Stichstraßen im WA 
angeordnet.

wird berücksichtigt
Die Festsetzung wird gestrichen.

der Pkt. 3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche wird überarbeitet und angepasst.

neu unter Pkt. 3: 
3.1  offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO): Im allgemeinen Wohngebiet des Bebauungsplangebietes wird eine 
offene Bauweise festgesetzt. Die Gebäude sind mit einem seitlichen Grenzabstand als Einzelhäuser bis max. 50 
m Länge zu errichten.
3.2 Im Industriegebiet des Bebauungsplangebietes wird eine offene Bauweise festgesetzt (§ 22 Abs. 2. 
BauNVO). Die Länge der Gebäude darf höchstens 120 m betragenen.
3.3  überbaubare Grundstücksfläche: Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen festgesetzt.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 6/20

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt
Die Punkte 10.1, 10.2 und 10.3 der textl. Festsetzung entfallen.

wird berücksichtigt
Es werden Flächen für die aktiven Schallschutzmaßnahmen (Schallschutzwall) festgelegt und in der 
Planzeichnung übernommen. 

wird berücksichtigt
der Pkt. 5 der planrechtl. Festsetzungen: nicht mehr notwendig 

Die Grünflächen werden überarbeitet. Die Grünflächen werden als öffentliche Grünflächen ausgewiesen, in die 
Lärmschutz- und Kompensationsmaßnahmen integriert werden.

Die Maßnahmen aus dem Grünordnungsplan werden in die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen 
übernommen



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 7/20

wird berücksichtigt
Die Rechtsgrundlagen werden aktualisiert.

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt
Ein Umweltbericht mit integriertem Grünordnungsplan und Artenschutzbeitrag wird erstellt.
Dieser untersucht die naturschutzfachlichen Belange.

Die ortsübliche Bekanntmachungund die auszulegenden Unterlagen werden zusätzlich in das Internetportal 
der Gemeinde eingestellt



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 8/20

wird berücksichtigt
Im Umweltbericht werden die Schutzgüter des Naturschutzes einzeln betrachtet.
wird berücksichtigt
Ein Artenschutzbeitrag wird erarbeitet.

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

wird berücksicht
Es werden zusätzlich Kompensationflächen außerhalb des Geltungsbereiches festgelegt.

wird berücksichtigt

wird nicht  berücksichtigt

Im Umweltberiicht werden die Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter dargestellt und bilanziert. Es werden 
geeignete Kompensationsmaßnahmen erarbeitet. Die Verfügbarkeit der Flächen für 
Kompensationsmaßnahmen wird nachgewiesen.

Der Planbearbeiter des Umweltberichtes wird bei planungsrelevanten Daten des Artenbestandes vom 
Potential der entsprechenden Habitatanalyse ausgehen.

bei der nächsten Offenlage und beteiligung der Träger öffentlicher Belange wird mind. Ein anerkannter 
Naturschutzverband beteiligt.

Das Plangebiet hat keine Auswirkungen auf die Flussaue und umgedreht. Es bestehen ca.23m Höhendifferenz 
zum Wohngebiet und ca. 58m Höhenunterschied zum Gewerbegebiet.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 9/20

wird berücksichtigt
Die Beteiligung des Naturschutzbeirates erfolgt im Zuge der Offenlage.

unklar - Grund für Trennung WA GI

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

die hydraulische Leitungsfähigkeit des Faulgrabens muss noch geprüft werden. Eine Abtrennung des Wa zur 
zeitnahem Realisierung der kurzfristig benötigten Wohnbebauung wird festgelegt

Abwasserseitige Erschließung mit allen erforderlichen Berechnungen/ Genehmigungen erfolgt im 
Erschließungsverfahren. Die technische Machbarkeit wurde bestätigt.

textl. Festsetzung Pkt. 8.1.4 Das anfallende Oberflächenwasser der Dachflächen ist über ein getrenntes 
Leitungsnetz weit möglichst auf dem Grundstück über die belebte Bodenzone (Flächen-, Mulden-, 
Mulden/Rigolenversickerung) zu versickern.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 10/20

wird berücksichtigt
für Gewerbefläche ist Versickerung nicht geklärt - Trennung WA/GI

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

Die Berechnung bzw. der Nachweis für eine muldenartige Versickerung angepasst auf die Größe der zu 
entwässernde Flächen erfolgt im Zuge der Erschließung.

Die Entsorgung der anfallenden Abwässer ist im Zuge der Erschließung zu klären. Für das WA ist die technische 
Möglilchkeit durch Wasser GmbH bestätigt. Für das GI ist weiter Prüfung notwendig - Trennung GI-WA

Die wasserrechtliche Erlaubnis für die Versickerung von Niederschlagswasser von indutriellen/ gewerblichen 
Flächen erfolgt im Zuge der Erschließung. Ebeneso die Berurteilung der Niederschlaswasser  auf 
Behandlungsbedürftigkeit und Bemessung von Versickerungsanlagen.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 11/20

wird berücksichtigt

unklar

Trennung WA-GI

Die stoffliche Emmission durch das geplante Industriegebiet kann derzeit noch nicht abgeschätzt werden, 
daher sind hierzu keine Aussagen möglich.

Riegelwirkung der Industrieanlagen, Verschattungswirkung Industrieanlagen
Eine Verschattung durch Bauten im GI aufgrund des neuen Abstand zur Wohnbebeuung von 
mehr als 100m nicht möglich. Die Riegelwirkung der Industrieanlagen wird durch Orientierung 
der Gebäude entlang des Haupteinströmrichtung ausreichend abgeschwächt, dass aus 
lufthygenischer Sicht keine nenneswerte Beeinträchtigung zu erwarten ist. Gutachterliche 
Einschätzung liegt vor.

Der Umweltbericht wird entsprechend angepasst. Der Grundsatz nach dem Erhalt der schutzgutorientierten 
Freiraumfunktion Klima,  sowie des Landschaftsbildes werden genauer betrachtet und beurteilt

wird berücksichtigt
Im Umweltbericht wird die Überbauung von klimawirksamen Offenlandbereichen 
(Kaltluftentstehungsgebieten) ausführlicher betrachtet werden. Als Maßnahme zur Abmilderung der 
Beeinträchtigung sind Durchgrünung der Baugebiete, Durchgrünung mittels öffentlicher Grünflächen und 
Dachbegrünung vorgesehen.
testl. Festsetzung Pkt 7.1 Dachbegrünung: Im Industriegebiet gemäß § 9 Abs. 2 BauNVO sind alle Dachflächen 
anteilig mit 35% der Gesamtdachfläche als extensiv begrünte Dachflächen auszubilden und so zu bepflanzen, 
dass eine geschlossene Vegetationsfläche gewährleistet ist, die dauerhaft erhalten werden muss.
wird berücksichtigt
Gemäß Umweltbericht wird durch die Anpflanzungen im Siedlungsraum die negativen Wirkungen von 
komplexer Bebauung wie erhöhter Temperatur und Windbelastung (Riegelwirkung) können so abgemildert, 
wenn auch nicht ganz vermieden werden.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 12/20

Aussagen über die kummulierte zu erwartende Luftemmission/Abgasen kann derzeit nicht getroffen
Trennung GI-WA

Erfassung der Vorbelastung durch Viega ist nicht erfolgt - Trennung GI-WA

Minimierung der bestehenden Vorbelastung ist nicht Aufgabe des Planverfahrens

Abgase/Parkverkehr aus GI nicht betrachtet

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

Vorbelastung bestehendes Gewerbelärm wird auch im Schallschutzgutachten beleuchtet.

Landschaftsbild/ Sichtachse Großheringen - Visualisierung noch zu erstellen Trennung GI-WA

Der Umweltbericht wird hinsichtlich der erforderlichen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen 
überarbeitet.

Schutzgut Mensch und Lärm wird im Schallschutzgutachten betrachtet und Maßnahmen zur Minimierung 
festgesetzt.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 13/20

Umweltbericht ergänzen um Betrachtung von Staubbelastung inkl. Vorbelastung 

wird berücksichtigt
der Umweltbericht wird um den Punkt 2.10 Wirkungsgefüge/ Wechselwirkungen ergänzt.
wird nicht berücksichtigt

Riegelwirkung muss näher betrachtet werden Trennung , 
gutachterliche Einschätzung liegt vor. 

Die angrenzenden Plangebiete bzw. deren beeinträchtigende Bebauungen wurden in den entsprechenden 
Planverfahren betrachtet und durch die erforderlichen Maßnahmen kompensiert. Eine erneute Beurteilung ist 
nicht notwendig



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 14/20

wird berücksichtigt
Im allgemeinen Wohngebiet werden (nach §4 BauNVO) zugelassen: Wohngebäude, der Versorgung des 
gebeites dienende Läden sowie nicht störende Handwerksbetriebe. Ausnahmsweise werden zugelassen: 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltung 
und Gartenbaubetiebe. Nicht genannte Nutzungen werden  sind nicht zugelassen, da das typischerweise 
damit verbundene Verkehrsaufkommen die Möglichkeiten des geplanten Wohngebietes übersteigen würde 
damit vermeidbare Konflikte entstünden. Der Charakter eines allgemeinen Wohngebietes ist mit den 
Festlegungen gegeben.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 15/20

wird berücksichtigt
Wird im zuge der Baugenehmigungsverfahren der ansiedelnden Betriebe geprüft und bewertet.

wird berücksichtigt
Es werden alle Maßnahmen mit korrigierter Länge in die Planzeichnung übernommen.

wird berücksichtigt
Es werden alle Maßnahmen mit korrigierter Länge in die Planzeichnung übernommen.

wird berücksichtigt
Die Schalldämmmaße für Büroräume im Gi werden in die textl. Festsetzungen übernommen.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 16/20

wird berücksichtig
Die Tabelle der festgesetzten Schalldämmmaße wird korrigiert und ergänzt.

wird berücksichtigt
Das Gebiet WA 1.5 ist im Planbereich nicht mehr entahlten.

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt
Im allgemeinen Wohngebiet werden (nach §4 BauNVO) zugelassen: Wohngebäude, der Versorgung des 
gebeites dienende Läden sowie nicht störende Handwerksbetriebe. Ausnahmsweise werden zugelassen: 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltung 
und Gartenbaubetiebe. Nicht genannte Nutzungen werden  sind nicht zugelassen, da das typischerweise 
damit verbundene Verkehrsaufkommen die Möglichkeiten des geplanten Wohngebietes übersteigen würde 
damit vermeidbare Konflikte entstünden. Der Charakter eines allgemeinen Wohngebietes ist mit den 
Festlegungen gegeben.

Die Maßnahmen aus dem Schallschutzgutachten werden vollständig mit Maßangaben in Planzeichnung und 
textl. Festsetzung übernommen.

nicht berücksichtigt
Eine Festsetzung eines Tempolimits ist ein unzulässiger Eingriff in den Straßenverkehr und im 
Bebauungsplanverfahren nicht möglich - Festsetzung als VErkehrsberuhgter Bereich



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 17/20

wird berücksichtigt
Straßenbelag
wird nicht berücksichtigt
Zubringer nicht verkehrberuhigt

nicht berücksichtigt

nicht berücksichtigt

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt
Die Maßnahmen aus dem Schallschutzgutachten werden vollständig in die textl. Festsetzung übernommen.

Eine Festsetzung eines Tempolimits ist ein unzulässiger Eingriff in den Straßenverkehr und im 
Bebauungsplanverfahren nicht möglich

Eine Festsetzung eines Tempolimits ist ein unzulässiger Eingriff in den Straßenverkehr und im 
Bebauungsplanverfahren nicht möglich

Die Maßnahmen aus dem Schallschutzgutachten werden vollständig mit Maßangaben in Planzeichnung und 
textl. Festsetzung übernommen.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 18/20

wird berücksichtit
Der Umweltbericht wird überarbeitet und Schreibfehler korrigiert

wird berücksichtigt
Schreibfehler wird korrigiert

wird berücksichtigt
Die Auflistung der Rechtsgrundlagen wird aktualisiert.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 19/20

wird berücksichtigt
Die Auflistung der Rechtsgrundlagen wird aktualisiert.

wird berücksichtigt
Schreibfehler wird korrigiert
wird berücksichtigt
Die Auflistung der Rechtsgrundlagen wird aktualisiert.

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt
Die Planung der Feuerwehrzufahrten innerhalb der Grundstücke erfolgt im Zuge der Erschließungsplanung

Die Planung der Trinkwasser- und Löschwasserversorgung erfolgt im Zuge der Erschließungsplanung



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Landsratsamt Weimarer Land, Apolda

S. 20/20

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt
Die Planung der Telekommunikationsinfrastruktur erfolgt im Zuge der Erschließungsplanung

Das Thüringisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie in Weimar wurde im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange beteiligt.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.13
Hinweise/ Stellungnahmen Landwirtschaftsamt Sömmerda

S. 1/8

Flächenverlust
Schlagdurchschneidung
Eingriff WegenetzBetriebsprämienrechte (Flächenverlust)

wird berücksichtigt
Die Wirtschaftswege werden vollumfänglich erhalten.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.13
Hinweise/ Stellungnahmen Landwirtschaftsamt Sömmerda

S. 2/8

Erstattungen? -Von der Gemeinde getragen?

wird berücksichtigt
Eine Anpassung des Regionalplanes ist in Arbeit.

wird berücksichtigt
Es werden auch externe Ausgleichflächen in die Planung aufgenommen

wird berücksichtigt

wird nicht berücksichtigt

wird berücksichtigt

landwirtschaftliche Emmissionen gehören zum regelmäßigen Umfeld einer dörliche Gemeinde und 
müssen daher nicht separat im Bebauungsplanverfahren betrachtet werden

Die Fläche wird mit Maßnahme A3 belegt, welche beinhaltet " Anlage, Entwicklung und dauerhafter 
Erhalt des vorhandenen Streuobstbestandes"

Im Zuge der Minimierung der Flächeninanspruchnahme wird eine  Trennung des WA vom GI angestrebt. Somit 
werden die Flächen so lange als möglich der landwirtschaftlichen Nutzung überlassen. Ein vollständiger 
Verzicht auf die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen ist nicht möglich, da hier die gemeindlichen 
Interessen der Entwicklung von Wohnen und Gewerbe dem entgegen stehen.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.13
Hinweise/ Stellungnahmen Landwirtschaftsamt Sömmerda

S. 3/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.13
Hinweise/ Stellungnahmen Landwirtschaftsamt Sömmerda

S. 4/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.13
Hinweise/ Stellungnahmen Landwirtschaftsamt Sömmerda

S. 5/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.13
Hinweise/ Stellungnahmen Landwirtschaftsamt Sömmerda

S. 6/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.13
Hinweise/ Stellungnahmen Landwirtschaftsamt Sömmerda

S. 7/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.13
Hinweise/ Stellungnahmen Landwirtschaftsamt Sömmerda

S. 8/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.14
Hinweise/ Stellungnahmen MITNETZ

S. 1/1

ohne Hinweis zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.15
Hinweise/ Stellungnahmen staatl. Schulamt Mittelthüringen

S. 1/1

ohne Hinweis zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.16
Hinweise/ Stellungnahmen Straßenbauamt Mittelthüringen

S. 1/1

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

Die detaillierte Straßenplanung erfolgt im Zuge der Erschließungsplanung. Da hier aber eine Prüfung auf 
Machbarkeit / Umsetzungsfähigkeit der Planung notwendig ist, wird die Trennung des WA mit Erschließung 
über die nördliche, bereits bestehende Zufahrt vom GI mit der neu zu errichtenden Zufahrt angestrebt.

Das Landesamt für Bau und Verkehr wird im Zuge der Beteiligung der Träger öffentlicher Beklange 
angeschrieben und über das Planvorhaben informiert. Siehe Stellungnahme TöB 1.20 bzw. TöB 2.21 



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 1/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 2/17

wird nicht berücksichtigt

wird berücksichtigt
Der Leitungsbestand wird im Baufeld durch geeignete Maßnahmen während des Baus ermittelt.

wird berücksichtigt
Die Planung und Bedarfsermittlung erfolgt im Zuge der Erschließung.

Die Pläne werden nicht in den Bebauungsplan übernommen. Die Planung erfolgt im Zuge der Erschließung.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 3/17

wird berücksichtigt
Die Planung und Bedarfsermittlung erfolgt im Zuge der Erschließung.

wird berücksichtigt
Die Planung und Bedarfsermittlung erfolgt im Zuge der Erschließung.

wird berücksichtigt
Die Planung und Bedarfsermittlung erfolgt im Zuge der Erschließung.

wird berücksichtigt
Die Planung und Bedarfsermittlung erfolgt im Zuge der Erschließung.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 4/17

wird berücksichtigt
Die Planung und Bedarfsermittlung erfolgt im Zuge der Erschließung.

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

Der Leitungsbestand wird im Baufeld durch geeignete Maßnahmen während des Baus ermittelt und 
regelkonform geschützt.

Deíe Telekom wird im Zuge der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange informiert und um Stellungnahme 
gebeten.

Der Leitungsbestand wird im Baufeld durch geeignete Maßnahmen während des Baus ermittelt und 
regelkonform geschützt.

Der Leitungsbestand wird im Baufeld durch geeignete Maßnahmen während des Baus ermittelt und 
regelkonform geschützt.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 5/17

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt
Die Planung und Bedarfsermittlung erfolgt im Zuge der Erschließung.

Der Leitungsbestand wird im Baufeld durch geeignete Maßnahmen während des Baus ermittelt und 
regelkonform geschützt.

Der Leitungsbestand wird im Baufeld durch geeignete Maßnahmen während des Baus ermittelt und 
regelkonform geschützt.

Der Leitungsbestand wird im Baufeld durch geeignete Maßnahmen während des Baus ermittelt und 
regelkonform geschützt.

Der Leitungsbestand wird im Baufeld durch geeignete Maßnahmen während des Baus ermittelt und 
regelkonform geschützt.

Der Leitungsbestand wird im Baufeld durch geeignete Maßnahmen während des Baus ermittelt und 
regelkonform geschützt.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 6/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 7/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 8/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 9/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 10/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 11/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 12/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 13/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 14/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 15/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 16/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.17
Hinweise/ Stellungnahmen TEN Thüringer Energienetze

S. 17/17



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.18
Hinweise/ Stellungnahmen THÜRINGENFORST Erfurt

S. 1/3

wird nicht berücksichtigt
Auf der Böschung der Landesstraße 1061 am geplanten Abzweig der Erschließungsstraße befindet sich kein 
realer Wald. Auch wenn in Karten Waldgebiet eingezeichnet ist, ist vor Ort kein Waldbestand vorhanden, 
welcher erhalten werden könnte oder entfernt werden muss.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.18
Hinweise/ Stellungnahmen THÜRINGENFORST Erfurt

S. 2/3

wird berücksichtigt
Eine Anpassung des Regionalplanes ist in Arbeit.

wird berücksichtigt
Eine Anpassung des Regionalplanes ist in Arbeit.

wird nicht berücksichtigt
Es kann keine m-Angabe gemacht werde, da vor Ort keine Waldfläche vorhanden ist.
wird berücksichtigt
Der Umweltbericht erfasst des Bestandsituation des gesamten Plangebietes und untersucht die Auswirkungen 
auf Biotop- und Habitatfunktion, genauso wie auf betroffene Tier- und Vogelarte.
wird berücksichtigt
Der Umweltbericht legt konkrete Kompensationsmaßnahmen fest, welche den Eingriff minimieren bzw. 
ausgleichen.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.18
Hinweise/ Stellungnahmen THÜRINGENFORST Erfurt

S. 3/3



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.19
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesamt für Verbraucherschutz

S. 1/4

ohne Hinweise zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.19
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesamt für Verbraucherschutz

S. 2/4



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.19
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesamt für Verbraucherschutz

S. 3/4

ohne Hinweise zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.19
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesamt für Verbraucherschutz

S. 4/4

wird berücksichtigt
Wird im Zuge der konkreten Umsetzung der einzelnen Bauvorhaben berücksichtigt.

wird berücksichtigt
Wird im Zuge der konkreten Umsetzung der einzelnen Bauvorhaben berücksichtigt.

wird berücksichtigt
Wird im Zuge der konkreten Umsetzung der einzelnen Bauvorhaben berücksichtigt.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.20
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr

S. 1/1

ohne Hinweise zum Planverfahren

wird berücksichtigt
Das Straßenbauamt wird im Zuge der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange informiert und zur 
Stellungnhame aufgefordert.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.21
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie

S. 1/2

ohne Hinweise auf Planverfahren

ohne Hinweise auf Planverfahren

wird berücksichtig
Wird im Zuge der Erschließung der einzelnen Grundstücke berücksichtigt

?



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.21
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie

S. 2/2



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.22
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesbergamt

S. 1/1

ohne Hinweis zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.23a
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesverwaltungsamt - Fristverlängerung

S. 1/1

Fristverlängerung



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.23
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesverwaltungsamt - Fristverlängerung

S. 1/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.23
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesverwaltungsamt - Fristverlängerung

S. 2/8



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.23
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesverwaltungsamt - Fristverlängerung

S. 3/8

kein genehmigter FNP
Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Großheringen ist in Aufstellung befindlich

wird berücksichtigt

wird berücksichtigt

Bei kleinem Flächenbeadrf im kurzfristigen Horizont ist eine Teilung des GI zu überdenken.

wird nicht berücksichtigt
Ein vorhabenbezogener bebauungsplan ist nicht

der Bedarf wird nachweisen - Wohnbebauungsanfragen liegen der Gemeinde vor, Baulückenplan der 
Gemeinde wird erarbeitet

Bedarf der GI Flächen durch Viega wird mit Masterplan untersetzt, Prognose Flächenbedarf Viega und 
Zulieferer



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.23
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesverwaltungsamt - Fristverlängerung

S. 4/8

nicht berücksichtigt
Standortalternativen wurden im Begründungstext untersucht.
Der Flächenbedarf wird nachgewiesen

wird berücksichtigt
die Regionalplanungsänderung ist derzeit in Arbeit

wird berücksichtigt
Visualisierung wird erstellt

wird berücksichtigt
Die Untersuchung der Standortalternativen wird konkretisiert

nicht berücksichtigt
Ausgleichsmaßnahmen anderer bebauungspläne sind nicht Gegenstand des Planverfahrens.

Minimierung der Flächeninanspruchnahme durch zeitlich versetzte Umsetzung
Nachweis der Notwendigkeit von Wohnbebauung durch Baulückenplan der Gemeinde Großheringen.

weiter untersuchung notwendig - Trennung GI-WA

Minimierung der Flächeninanspruchnahme durch zeitlich versetzte Umsetzung
Nachweis der Notwendigkeit von Wohnbebauung durch Baulückenplan der Gemeinde Großheringen.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.23
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesverwaltungsamt - Fristverlängerung

S. 5/8

Photovaltaik ist zulässig

?

wird nicht berücksichtigt
Im allgemeinen Wohngebiet werden (nach §4 BauNVO) zugelassen: Wohngebäude, der Versorgung des 
gebeites dienende Läden sowie nicht störende Handwerksbetriebe. Ausnahmsweise werden zugelassen: 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltung 
und Gartenbaubetiebe. Nicht genannte Nutzungen werden  sind nicht zugelassen, da das typischerweise 
damit verbundene Verkehrsaufkommen die Möglichkeiten des geplanten Wohngebietes übersteigen würde 
damit vermeidbare Konflikte entstünden. Der Charakter eines allgemeinen Wohngebietes ist mit den 
Festlegungen gegeben.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.23
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesverwaltungsamt - Fristverlängerung

S. 6/8

ohne Hinweis zum Planverfahren

wird berücksichtigt
untere Wasserbehörde wird im Rahmen der beteiligung der Träger öffentlicher Belange beteiligt
(Als Teil des Landratsamtes Weimarer Land Stellungnahme TöB 2.13)



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.23
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesverwaltungsamt - Fristverlängerung

S. 7/8

wird berücksichtigt
Wird im zuge der Erschließungsgenehmigung geprüft



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.23
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesverwaltungsamt - Fristverlängerung

S. 8/8

wird berücksichtigt
Durch die im Schallschutzgutahten festgesetzten Lärmminderungsmaßnahmen wird die schädliche 
Umwelteinwirkung Lärm soweit es durch Maßnahmen möglich ist vermieden. Eine Weitere Verringerung 
durch zusätzliche Maßnahmen würde das Maß des Zumutbaren überschreiten. 

wird berücksichtigt
Außenwohnbereich ist durch das Schallschutzgutachten nicht betrachtet. Es kann aber davon ausgegangen 
werden, dass durch die aktiven Schallschutmaßnahme (Lämschutzwall) die Belastung soweit als möglich 
reduziert wird. Die nächtlich auftretenden Überschreitungen  überschneiden sich nicht mit den regelmäßigen 
Nutzungszeiten der Außenbereiche.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.24
Hinweise/ Stellungnahmen Thüringer Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie

S. 1/1

wird berücksichtigt
Textl. Festsetzung Pkt. 13 Das Thüringer Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie ist rechtzeitig im 
Vorfeld über den Beginn von Erschließungs- sonstigen Baumaßnahmen zu informieren.
Bei Funden im Zusammenhang mit Erdarbeiten (Scherben, Knochen, Metallgegenstände, Steinwerkzeuge, 
auffällige Häufungen von Steinen, markante Bodenverfärbungen, Mauerreste, etc.) ist gem. § 16 Thüringer 
Denkmalschutzgesetz unverzüglich das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie zu verständigen. 
Eventuelle Fundstellen sind abzusichern, die Funde sind im Zusammenhang im Boden zu belassen.



1. frühzeitige Beteiligung Träger öffentlicher Belange TöB 1.25
Hinweise/ Stellungnahmen Viega Attendorn

S. 1/1

ohne Hinweise auf das Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.1
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 1

S.1/4

wird berücksichtigt

Die Werte zu den Lärmpegelbereichen werden gemäß Schallgutachten
geändert bzw. ergänzt.



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.1
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 1

S.2/4



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.1
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 1

S.3/4



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.1
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 1

S.4/4



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.2
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 2

S. 1/1



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.3
Hinweise/ Stellungnahmen Anwohner 1a

S. 1/1

wird nicht berücksichtigt

wird nicht berücksichtigt

wird nicht berücksichtigt

wird berücksichtig
in der förmlichen Beteiligung wird auch der Nabu angeschrieben

Es wird den geänderten Anforderungen seit 2012 an die Größe des benötigten Wohnbaugebietes 
rechnung getragen

Das Plangebiet grenzt nördlich an des Gebiet "Am Mühlholze"

Der aktive Lärmschutz am WA1 gemäß Schallschutzgutachten bezieht sich nur auf die neu zu 
errichtende Wohnbebauung zum Schutz gegen Bahnlärm. Die unveränderte Lärmsituation für 
bestehende Gebäude ist nicht Untersuchungsgegenstand des Schallschutzgutachtens.



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.4
Hinweise/ Stellungnahmen Anwohner 1b

S. 1/1

ohne Hinweise für das Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.5
Hinweise/ Stellungnahmen Anwohner 1c

S. 1/3

wird nicht berücksichtigt

wird nicht berücksichtigt

wird nicht berücksichtigt

wird nicht berücksichtigt

wird nicht berücksichtigt

wird nicht berücksichtigt

die betreffende Lärmschutzwand steht neben dem Bestandsgebäude, so dass der zurückgeworfener Schall 
nicht direkt auf das bestehende Gebäude trifft

Der Schallschutzwall liegt nahe der Entstehungsquelle der Emmission, dies verbessert den Wirkungsgrad. 
Zudem mildert er den Eingriff in das Landschaftsbild und kann nicht weiter vom GI platziert werden

Die Feldflächen 459/ 460/ 461 sind weder für die Gewerbeflächen, noch für die Ausgleichsmaßnahmen 
erforderlich. Im Zuge der Minimierung der Flächeninanspruchnahme werden sie nicht mit in den 
Geltungsbereich eingeschlossen.

Das Plangebiet grenzt nördlich an des Gebiet "Am Mühlholze"

Die betreffende Lärmschutzwand steht neben dem Bestandsgebäude, so dass die Beeinträchtigung durch 
Schattenwurf minimiert ist. Nähere Betrachtung siehe Schattenstudie im Begründungstext.

Die Geltungsbereich des B-Planes ist auf die erforderliche Fläche für neue Wohnbebauung 
/Gewerbeansiedlung ausgerichtet. 
Im Bereich des Grundstückes 319/5 befindet sich gemäß Offenlandbiotopkartierung ein geschütztes Biotop. 
Dies steht der Ausweisung als Bauland entgegen. Siehe Umweltbericht. Zudem ist es für die derzeitig geplante 
Wohnbebauung nicht nötig und unter Berücksichtigung der Minimierung einer Flächeninanspruchnahme nicht 
einbezogen.



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.5
Hinweise/ Stellungnahmen Anwohner 1c

S. 2/3

wird nicht berücksichtigt

wird nicht berücksichtigt
Das Grundstück 534 ist durch seine historische Nutzung als landwirtschaftliche, bäuerliche Fläche 
als „Hühnerfarm“ bekannt, und soll als solche landwirtschaftliche, bäuerliche Fläche 
uneingeschränkt erhalten bleiben. Siehe auch Begründung zum Bebauungsplan

Es wird den geänderten Anforderungen seit 2013 an die Größe des benötigten Wohnbaugebietes 
rechnung getragen



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.5
Hinweise/ Stellungnahmen Anwohner 1c

S. 3/3



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.6
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 3

S. 1/1

ohne Hinweis zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.7
Hinweise/ Stellungnahmen Familie 1

S. 1/1

ohne Hinweis zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.8
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 4

S. 1/1

ohne Hinweis zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.9
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 5

S. 1/1

wird nicht berücksichtigt
Die Schallschutzwand am Grundstück 319/4 liegt ca 12m von der Baugrenze im WA entfernt, so dass eine 
Verschattung der Bebauung minimiert wird. Mäheres siehe Schattenstudie im Begründungstext.



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.10
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 6

S. 1/1

wird nicht berücksichtigt

ohne Hinweis für das Planverfahren
Das Grundstück 533 ist nicht Teil des Plangebietes. Somit wird es nicht als Bauland festgeschrieben.

Das Grundstück 534 ist nicht Teil des Plangebietes, so dass hier keine Festsetzungen gemacht werden können. 
Zumal ist der Zustand eines Grundstückes Privatsache des Eigentümers und nicht von der Gemeinde 
vorgeschrieben werden kann.



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.11
Hinweise/ Stellungnahmen Familie 2

S. 1/1

ohne Hinweis zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.12
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 7

S. 1/1

ohne Hinweis zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit Öff 1.13
Hinweise/ Stellungnahmen Bürger 8

S. 1/1

ohne Hinweis zum Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Nachbargemeinde NG 1.1
Hinweise/ Stellungnahmen Stadt Bad Sulza 

S.1/2

ohne Hinweise für das Planverfahren



1. frühzeitige Beteiligung Nachbargemeinde NG 1.1
Hinweise/ Stellungnahmen Stadt Bad Sulza 

S.2/2



1. frühzeitige Beteiligung Nachbargemeinde NG 1.2
Hinweise/ Stellungnahmen Gemeinde Schmiedehausen

Gemeinde Schmiedehausen ohne Antwort

1. frühzeitige Beteiligung Nachbargemeinde NG 1.3
Hinweise/ Stellungnahmen Stadt Dornburg-Camburg

Staadt Dornburg-Camburg ohne Antwort



1. frühzeitige Beteiligung Nachbargemeinde NG 1.4
Hinweise/ Stellungnahmen Stadt Naumbaugr (Saale)

S.1/3



1. frühzeitige Beteiligung Nachbargemeinde NG 1.4
Hinweise/ Stellungnahmen Stadt Naumbaugr (Saale)

S.2/3

wird berücksichtigt
Die Untersuchung der Beeinträchtigung der umliegenden Flächen ist im Umweltbericht dokumentiert. 
Kleinheringen liegt ca 1100m Luftlinie entfernt vom GI, getrennt durch ca. 40m Höhenunterschied und 
Schallschutzwall - somit wird die Immission auf Kleinheringen minimiert.



1. frühzeitige Beteiligung Nachbargemeinde NG 1.4
Hinweise/ Stellungnahmen Stadt Naumbaugr (Saale)

S.3/3



1. frühzeitige Beteiligung Nachbargemeinde NG 1.5
Hinweise/ Stellungnahmen Verbandsgemeinde "An der Finne"

S.1/2



1. frühzeitige Beteiligung Nachbargemeinde NG 1.5
Hinweise/ Stellungnahmen Verbandsgemeinde "An der Finne"

S.2/2

ohne Hinweise für das Planverfahren

interner Hinweis: 
Seite 2 des Dokumentes von der Gemeinde Lanitz-Hassel-Tal nicht übermittelt




